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130. Verordnung: Pharmareferentenprüfung
131. Verordnung: Arbeitsmedizinische Ausbildung von Ärzten

130. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 9. März

1984 über die Pharmareferentenprüfung

Auf Grund des § 72 Abs. 3 des Arzneimittelgeset-
zes, BGBl. Nr. 185/1983, wird verordnet:

§ 1. Durch Ablegung der Pharmareferentenprü-
fung (im folgenden „Prüfung" genannt) haben die
Kandidaten nachzuweisen, daß sie eine Berufsvor-
bildung aufweisen, die im Hinblick auf die Tätig-
keit eines Pharmareferenten einem erfolgreich
abgeschlossenen Universitätsstudium aus den Stu-
dienrichtungen Medizin, Veterinärmedizin oder
Pharmazie gleichzuhalten ist.

§ 2. (1) Zur Prüfung dürfen nur Kandidaten
antreten, die gemäß dem Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetz, BGBl. Nr. 177/1966, zum Besuch
einer österreichischen Universität als ordentlicher
Hörer berechtigt sind.

(2) Die Vorbereitung für die Durchführung der
Prüfung obliegt der Bundeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft, Fachverband der Chemischen
Industrie, die auch die Anmeldung der Kandidaten
entgegenzunehmen hat. Die Anmeldung kann auch
unmittelbar beim Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz erfolgen. Der schriftlichen
Anmeldung ist der Nachweis der Berechtigung
gemäß Abs. 1 anzuschließen.

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
hat den Ort und nach Maßgabe der Anmeldungen
den Termin der Prüfung, mindestens aber zwei
Termine pro Jahr, festzusetzen.

§ 3. (1) Die Prüfung umfaßt die Prüfungsfächer:
1. Allgemeine Grundlagen der Physik und Che-

mie,
2. Anatomie und Physiologie,
3. Pathologie,
4. Hygiene, Medizinische Mikrobiologie und

Parasitologie,
5. Pharmakologie und Arzneiformenlehre,
6. Pharmazeutische Chemie und Pharmakogno-

sie und
7. Arzneimittelrecht.

(2) Der Umfang aller Prüfungsfächer bestimmt
sich danach, inwieweit deren Kenntnis erforderlich
ist, um zu allen in der Berufspraxis eines Pharmare-
ferenten üblicherweise auftretenden Fragen im
Hinblick auf Arzneimittel sachkundig Stellung zu
nehmen.

§ 4. (1) Die Prüfung ist vor einer Prüfungskom-
mission abzulegen. Dieser Prüfungskommission
haben als Mitglieder anzugehören:

1. als Vorsitzender ein Beamter des Bundesmini-
steriums für Gesundheit und Umweltschutz,

2. als Prüfer zwei Sachverständige aus den im
§ 3 Abs. 1 genannten Fachgebieten, die auf
Grund praktischer Erfahrungen mit den
Anforderungen an den Beruf eines Pharmare-
ferenten vertraut sind, und

3. als Beisitzer je ein Vertreter der Bundeskam-
mer der gewerblichen Wirtschaft, des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages und der
Österreichischen Ärztekammer.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission sind
vom Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz für die Dauer von fünf Jahren zu bestellen.
Hinsichtlich der in Abs. 1 Z 3 genannten Beisitzer
steht den betreffenden Institutionen das Vor-
schlagsrecht zu.

(3) Für jedes Mitglied der Prüfungskommission
sind zwei Stellvertreter zu bestellen.

(4) Die Tätigkeit in der Prüfungskommission ist
ehrenamtlich. Allfällige Reisekosten sind den Mit-
gliedern der Prüfungskommission oder deren Stell-
vertretern nach der höchsten Gebührenstufe der
Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133, zu
ersetzen.

§ 5. (1) Die Prüfung besteht aus einem schriftli-
chen und einem mündlichen Prüfungsteil.

(2) Der schriftliche Prüfungsteil besteht aus der
Beantwortung von 60 Fragen nach dem Auswahl-
verfahren sowie aus der schriftlichen Kurzdarstel-
lung von zwei Themen, die für das Verständnis der
im § 3 Abs. 1 Z 1 bis 6 genannten Prüfungsfächer
wesentlich sind.

6 92



1088 56. Stück — Ausgegeben am 27. März 1984 — Nr. 130

(3) Für den schriftlichen Prüfungsteil sind von
den Prüfern, die im § 4 Abs. 1 Z 2 genannt sind,
Fragenvorschläge vorzubereiten, aus denen der
Vorsitzende die einzelnen Prüfungsfragen auswählt
und den einzelnen Kandidaten zuweist.

(4) Im mündlichen Prüfungsteil muß der Kandi-
dat im Gespräch mit den Prüfern, die im § 4 Abs. 1
Z 2 genannt sind, erkennen lassen, daß er in der
Lage ist, Themen darzustellen, deren Kenntnis für
die Ausübung des Berufs eines Pharmareferenten
erforderlich ist. Neben den Prüfern haben auch der
Vorsitzende und die Beisitzer das Recht der Frage-
stellung.

§ 6. (1) Die Prüfung ist mit „bestanden" oder
„nicht bestanden" zu beurteilen. Für die Beurtei-
lung der Prüfung sind die Ergebnisse des schriftli-
chen und des mündlichen Prüfungsteiles heranzu-
ziehen.

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn im schriftli-
chen Teil mindestens 45 Fragen im Rahmen des
Auswahlverfahrens richtig und die schriftlichen
Kurzdarstellungen sowie der mündliche Prüfungs-
teil von der Prüfungskommission positiv beurteilt
wurden.

(3) Bei negativer Beurteilung des schriftlichen
Prüfungsteiles darf der Kandidat zum mündlichen
Prüfungsteil nicht mehr antreten. Die Prüfung
kann nach einer angemessenen Frist, die von der
Prüfungskommission festzusetzen ist, wiederholt
werden. Diese Frist darf nicht weniger als drei

Monate und nicht mehr als ein Jahr betragen. Die
Prüfung darf jedoch nicht öfter als dreimal wieder-
holt werden. Bei negativer Beurteilung des mündli-
chen Prüfungsteiles muß nur dieser Teil der Prü-
fung wiederholt werden.

(4) Die Feststellung, ob die Prüfung bestanden
wurde oder nicht, treffen alle Mitglieder der Prü-
fungskommission mit einfacher Stimmenmehrheit.
Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

§ 7. (1) Über die erfolgreich abgelegte Prüfung
ist dem Kandidaten von der Prüfungskommission
ein Zeugnis (Muster in der Anlage) auszustellen,
das von allen Mitgliedern der Prüfungskommission
zu unterfertigen ist.

(2) Über jede Prüfung ist von der Prüfungskom-
mission ein Protokoll zu führen, in dem die Namen
der Mitglieder der Prüfungskommission und ihre
Funktion in derselben, Datum der Prüfung, Name,
Geburtsdatum und Wohnort des Kandidaten, Prü-
fungsergebnis und Abstimmungsergebnis zu ver-
merken sind. Das Protokoll ist von allen Mitglie-
dern der Prüfungskommission zu unterfertigen.
Dem Protokoll sind Zweitschriften der ausgestell-
ten Zeugnisse anzuschließen. Für die Führung des
Protokolls hat der Vorsitzende Sorge zu tragen.

§ 8. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1984 in
Kraft.

Steyrer
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Anlage

(§ 7 Abs. 1)
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131 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 9. März
1984 über die arbeitsmedizinische Ausbildung

von Ärzten

Auf Grund des § 2 1 des Ärztegesetzes, BGBl.
Nr. 92/1949, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 660/1983, wird verordnet:

§ 1. (1) Ausbildungslehrgänge gemäß § 2 1 des
Ärztegesetzes für Ärzte, die beabsichtigen, eine
Tätigkeit im Rahmen der betriebsärztlichen Betreu-
ung im Sinne der §§ 22 ff. des Arbeitnehmerschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 234/1972, auszuüben, sind an
einer Akademie für Arbeitsmedizin zu führen, die
über die zur Erreichung des Ausbildungszieles
erforderlichen Lehrkräfte sowie Lehrmittel verfügt.

(2) Zum Leiter eines Ausbildungslehrganges ist
ein Arzt zu bestellen, der über die hiefür erforderli-
chen Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet
der Arbeitsmedizin verfügt. Als Lehrkräfte dürfen
nur Ärzte und sonstige Personen herangezogen
werden, die auf den betreffenden Ausbildungsge-
bieten ausgebildet und erfahren sind.

§ 2. In einen Ausbildungslehrgang dürfen nur
Personen aufgenommen werden, die die im § 2
Abs. 2 des Ärztegesetzes angeführten allgemeinen
Erfordernisse zur Ausübung des ärztlichen Berufes
erfüllen.

§ 3. (1) Die Ausbildungslehrgänge sind so zu
führen, daß die Vermittlung des notwendigen Wis-
sens auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin sowie auch
von Kenntnissen über die maßgeblichen Arbeitneh-
merschutzvorschriften gewährleistet ist.

(2) Die Lehrgänge haben eine theoretische und
praktische Ausbildung in der Dauer von zwölf
Wochen zu umfassen; die Gesamtstundenanzahl
darf 360 nicht unterschreiten.

(3) Sofern die Ausbildung blockweise geführt
wird, dürfen die einzelnen Ausbildungsabschnitte
(Blöcke) unter Bedachtnahme auf die Erreichung
des Ausbildungszweckes nicht kürzer als jeweils
zwei Wochen betragen. Jedenfalls ist zu gewährlei-
sten, daß die Ausbildung innerhalb von drei Jahren
abgeschlossen werden kann.

§ 4. (1) Die Ausbildung hat insbesondere fol-
gende Gebiete zu umfassen:

1. Rechtliche Grundlagen der Arbeitsmedizin:
Arbeitnehmerschutzvorschriften;
Arbeitnehmerschutzbehörden;
Vorschriften auf dem Gebiet des Mutter-
schutzes und der Beschäftigung von Kindern
und Jugendlichen;
Sozialversicherungsrecht;
Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit;
Betriebsverfassungsrecht.

2. Arbeitsorganisationsformen;
Lohnsysteme.

3. Arbeitshygiene.

4. Arbeitsphysiologie:
Herz-Kreislauf-Atmungssystem unter Bela-
stung;
Stoffwechsel, Wärmehaushalt und Ernäh-
rung bei Arbeit;
Physische Leistungsfähigkeit, Ermüdung,
Pausen;
Sinnesleistungen im Arbeitsprozeß.

5. Ergonomische Arbeitsgestaltungen.
6. Arbeitspsychologie.
7. Belastungs- und Anforderungsprofile der

Arbeit;
Spezielle Technologien und Arbeitsformen;
Nacht-, Schicht- und Schwerarbeit.

8. Anwendung ionisierender und nichtionisie-
render Strahlen am Arbeitsplatz;
Strahlenschutz.

9. Arbeitspathologie:
Berufserkrankungen durch chemische
Stoffe;
Berufliche Schäden durch physikalische Ein-
flüsse;
Berufliche Erkrankungen der Atmungsor-
gane;
Berufliche Hauterkrankungen;
Berufliche Erkrankungen des Stütz- und
Bewegungsapparates;
Infektions- und parasitäre Krankheiten als
Berufskrankheiten;
Unspezifische Berufskrankheiten und
Erkrankungen, deren Ursachen zum Teil in
Arbeitseinflüssen gelegen sind.

10. Arbeitsmedizinische Nachweisverfahren.
11. Maßnahmen der Rehabilitation.
12. Besonders schutzbedürftige Personen:

Chronisch Kranke;
Behinderte;
Rehabilitanden;
Jugendliche;
Werdende und stillende Mütter.

13. Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchun-
gen.

14. Biostatik — Epidemiologie.
(2) Die Ausbildung hat praktische Übungen, ins-

besondere labormedizinische Untersuchungen,
arbeitsmedizinische Nachweisverfahren und Funk-
tionsprüfungen zur Beurteilung der Leistungsfähig-
keit zu umfassen sowie Betriebsbesichtigungen vor-
zusehen.

§ 5. (1) Bei blockweiser Führung des Lehrganges
ist die regelmäßige Teilnahme an den einzelnen
Ausbildungsabschnitten (Blöcken) von der Lehr-
gangsleitung aufzuzeichnen und den Teilnehmern
schriftlich zu bestätigen.

(2) Nach Absolvierung des gesamten Lehrganges
ist den Ärzten eine Bestätigung über den regelmä-
ßigen Besuch nach dem Muster der Anlage auszu-
stellen; diese Bestätigung ist vom Leiter des Ausbil-
dungslehrganges zu unterfertigen.

Steyrer
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Anlage

(zu § 5 Abs. 2)
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